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(Missglückte) StVO-Reform
Zuerst wurde die „fahrradfreundliche“ StVO-Reform wegen vermeintlich übertriebenen Verschärfungen arg 

kritisiert, später wurde über die Rechtmäßigkeit und die Anwendbarkeit der Regeln diskutiert.

In der Präambel der 54. Änderungsver-

ordnung – der „fahrradfreundlichen“ StVO-

Reform – müssen nun alle dem Erlass der 

Verordnung zugrundeliegenden Ermäch-

tigungsgrundlagen genannt werden, um 

dem Zitiergebot des Art. 80 GG zu genü-

gen. Das Bundesverfassungsgericht hatte 

in anderem Zusammenhang in seiner  

Entscheidung vom 6.7.1999 (2 BvF 3/90) 

festgestellt, dass ein Verstoß gegen das  

Zitiergebot des Art 80 Abs. 1 S. 3 GG zur 

Nichtigkeit der Verordnung führt.

Vorliegend werden zwar u.a. § 26a Abs. 1  
Nr. 1 (neue Verwarnungen) und Nr. 2 (neue 
Bußgelder) StVG genannt, nicht jedoch § 26a 
Abs. 1 Nr. 3 StVO, was für eine wirksame Er-
weiterung der Regelfahrverbote durch § 4 
BKatV notwendig gewesen wäre. Daher liegt 
bei der aktuellen Änderung ein Verstoß ge-
gen das Zitiergebot vor. 

Spannend ist 

nun die Frage, 

welche Regelun-

gen gelten und was 

mit  Sankt ionen ge -

schieht, die anscheinend 

durch eine unwirksame Reform ver-

hängt wurden. Von dem Formfehler sind 

wohl gleich mehrere Tatbestände betrof-

fen, die mit den unwirksamen Fahrverbo-

ten zusammenhängen. Dabei handelt es 

sich um:

 ❚  Geschwindigkeitsüberschreitung inner-

orts um 21 km/h

 ❚  Geschwindigkeitsüberschreitung au-

ßerorts um 26 km/h

 ❚  Nichtbilden der Rettungsgasse bei sto-

ckendem Verkehr

 ❚  Befahren der Rettungsgasse durch Un-

befugte

 ❚  Gefährliches Abbiegen

Diese Tatbestände der StVO können auch 

weiter geahndet werden. Lediglich die 

Verhängung eines Fahrverbotes scheint 

unwirksam zu sein, da § 26a I Nr. 3 StVG 

nicht zitiert wurde. Die anderen Regelun-

gen bezüglich Verwarnungen und Bußgel-

der scheinen rechtmäßig zu sein. Bayern, 

Hessen, Saarland, Brandenburg, Nieder-

Zahlreiche Tatbestände sind nicht endgültig geklärt, so dass 

ein Richtmaß vor Gericht gerade schwer zu finden sein wird 

Aktueller Stand ist, dass das Bundesver-

kehrsministerium die Länder aufgefordert 

hat, die Ende April in Kraft getretenen neu-

en Bußgeldbestimmungen im Straßenver-

kehr nicht anzuwenden. Es sollten zunächst 

wieder die alten Bußgeldhöhen und Ge-

schwindigkeitsgrenzen gelten. Für Sankti-

onen, die nach Inkrafttreten der Reform 

am 28. April bereits nach den neuen, stren-

geren Regeln verhängt wurden, wird im-

mer noch bundesweit an einer Lösung 

gearbeitet. 

Ursache der Aufregung war, dass bei 

der Aufnahme strengerer Schwellenwerte 

für Fahrverbote vergessen wurde, die  

Ermächtigungsgrundlage zu zitieren, die 

eine solche Änderung zulässt – ein Form-

fehler. Dieser hat zumindest die Unwirk-

samkeit der durch die StVO-Novelle ver-

schärften Fahrverbote zur Folge, und zwar 

rückwirkend zum 28.4.2020. Die „neuen“ 

Fahrverbote können nicht rechtswirksam 

ausgesprochen werden. Zudem mehren 

sich nun auch die Stimmen, dass durch 

den Zitierfehler die gesamte Änderung der 

Bußgeld-Katalogverordnung (BKatV) nich-

tig ist. Diese Auffassung wird wohl auch 

vom Bundesverkehrsministerium vertre-

ten. Argument ist dabei die Untrennbar-

keit von Geldbuße und Fahrverbot bei der 

Ahndung. Einige Bundesländer haben in 

der Presse daher kundgetan, dass Ahndun-

gen von Verstößen nur noch auf Grundla-

ge des bis zum 27.4.2020 geltenden alten 

Bußgeldkataloges erfolgen. Dies hätte zur 

Folge, dass nur noch die alten Bußgelder 

und Fahrverbote zugrunde gelegt werden. 

Mit den neuen höheren Bußgeldern kann 

nicht geahndet werden. 

Geldbuße und Fahrverbot gelten 

bei der Ahndung als untrennbar. 
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sachsen und Rhein-

land-Pfalz haben 

bereits ein unkom-

pliziertes Verfahren 

angekündigt und 

wollen Fahrverbote 

nach dem neuen Buß-

geldkatalog nicht vollziehen, 

es sei denn, das Fahrverbot würde auch 

nach dem bisherigen Katalog verhängt 

werden. Bei schon angetretenen Fahrver-

boten werden die Führerscheine zurück-

geschickt oder können bei den zuständi-

gen Polizeidienststellen abgeholt werden. 

Es wird wohl zu einem neuen Gesetz-

gebungsanlauf kommen müssen. Ände-

rungen sind aber kaum vor Ende 2020 zu 

erwarten. Bis dahin gelten wieder die alten 

Bußgelder. Die Verfahren werden nicht au-

tomatisch eingestellt. Bei bereits abgelau-

Dr. Michael Ludovisy,  

Rechtsanwalt und Rechtsexperte  

der Autoflotte  

fenen Einspruchsfristen ist eine Wieder-

aufnahme des Verfahrens denkbar, 

sofern eine Geldbuße von mindes-

tens 250 Euro oder ein Fahrverbot 

verhängt wurde. Bei Verfahren 

mit bereits rechtskräftig ver-

hängtem, aber noch nicht 

angetretenem Fahrverbot 

kann bei der Bußgeldstelle 

ein Vollstreckungsauf-

schub unter Hinweis auf 

die Rechtslage beantragt 

werden. Ganz wichtig aber: 

Nicht jeder Bußgeldbe-

scheid ist rechtswidrig und 

der Straßenverkehr ist derzeit 

kein „rechtsfreier“ Raum. Am si-

chersten ist es daher, sich um die Ein-

haltung der Verkehrsregeln zu bemühen. 

Es ist auch nicht unter Hinweis auf die Pan-

ne bei der StVO-Reform erforderlich, nun 

bei jedem „Knöllchen“ aus Prinzip Ein-

spruch einzulegen oder Anwaltskanzleien 

zu „verstopfen“. 

Die zudem jetzt diskutierten Zitierfeh-

ler aller Reformen seit 2009 führen nur zu 

noch mehr Irritationen. Bei der rechtlichen 

Bewertung muss zwischen der StVO und 

der BKatV unterschieden werden. Es han-

delt sich um zwei völlig getrennte The-

men, die unstrittige Nichtigkeit der letzten 

Änderung der BKatV durch erwiesenen Zi-

tierfehler (aus dem Jahr 2020) und die be-

hauptete Nichtigkeit der StVO durch einen 

Zitierfehler im Jahr 2013 bzw. 2009. Hier 

sollte zunächst eine weitere Klärung abge-

wartet werden. Zumindest bei Fragen zur 

Verhängung von Fahrverboten sollte im 

Zweifel Einspruch eingelegt werden und 

gegebenenfalls anwaltlicher Rat eingeholt 

werden.                             Dr. Michael Ludovisy

Aufgrund eines Formfehlers  

können die neuen Regeln noch 

nicht umgesetzt werden.
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Pflichten der Reparaturwerkstatt bei eingeschränktem Auftrag und 

späterem Unfallschaden

Wird einer Werkstatt ein konkreter, ein-

geschränkter Reparaturauftrag erteilt, ist 

sie nicht verpflichtet, sämtliche Teile des 

zu reparierenden Kfz, an dem sie ihre 

Werkleistung zu erbringen hat, ohne er-

weiterten Reparaturauftrag zu überprü-

fen. Erkennt oder kann die sachkundige 

Werkstatt bei der Reparatur einen über 

den Reparaturauftrag hinausgehenden, 

die Betriebssicherheit des Kfz beein-

trächtigenden Mangel erkennen, be-

steht gegenüber dem Kunden allerdings 

eine Mitteilungspflicht, damit dieser  

eine Entscheidung über die Behebung 

dieses Mangels treffen kann.

OLG Koblenz, Entscheidung v. 18.7.2019, Az. 1 U 
242/19, zfs 2020, 268
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Zerkratzen eines Kfz ist ein  versicherter Unfall

Nach den üblichen Bedingungen der Kfz-Vollkaskoversicherung (AKB) ist das Zerkrat-

zen des Kfz ein versicherter „Unfall“, und zwar auch dann, wenn das Kfz durch eine 

Vielzahl von Kratzern beschädigt ist, was einige Minuten gedauert haben muss. Trotz-

dem handelt es sich um ein „plötzliches“ Ereignis im Sinne der klassischen Unfalldefi-

nition.

OLG Hamm, Entscheidung vom 27.4.2020, Az. 20 U 42/20, VersR 2020, 1041
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Die Bezeichnung eines  

Betriebsleiters ist ein Indiz, 

aber noch kein Beweis für seine 

Stellung im Unternehmen

„Betriebsleiter“ als Verantwortlicher nach § 9 OWiG?

Allein die Bezeichnung „Betriebsleiter“ ist 

nicht entscheidend für die Stellung als Ver-

antwortlicher nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 OWiG. 

Auch wenn die Bezeichnung als Indiz ge-

wertet werden kann, bedarf es dennoch 

ausreichender Feststellungen dazu, ob 

dem Betriebsleiter die Leitung und nicht 

nur die Aufsicht des Betriebes verantwort-

lich übertragen worden ist und er dement-

sprechend auch tatsächlich selbstständig 

anstelle des Betriebsinhabers gehandelt 

hat.

KG, Entscheidung v. 19.2.2020,  
Az. 162 Ss 4/20, zfs 2020, 29
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Schaden durch Überfahren 

einer Fahrbahnschwelle – 

Betriebsschaden?

Ein schadenverursachendes Überfah-

ren einer Fahrbahnschwelle stellt kei-

nen Unfall im Sinne der AKB 15 dar, 

sondern lediglich einen von der Voll-

kaskoversicherung nicht abgedeckten 

Betriebsschaden, da sich lediglich ein 

Risiko auswirkt, dem das Fahrzeug 

nach seiner Verwendung im gewöhn-

lichen Fahrbetrieb ausgesetzt ist.  

OLG Stuttgart, Entscheidung von 30.7.2020,  
Az. 7 U 57/20, VersR 2020, 1102

§
Hat die Kaskoversicherung an der Aus-

lesung der Daten eines Kfz in einem 

Kaskofall ein berechtigtes Interesse, 

weil dies Aufschluss über den Scha-

denhergang und die Eintrittspflicht ge-

ben kann, verstößt der Versicherungs-

nehmer durch seine Weigerung, den 

Fahrzeugdatenspeicher auslesen zu 

lassen, gegen seine in den AKB gere-

gelte Aufklärungsobliegenheit. 

LG Köln, Entscheidung vom 26.3.2020,  
AZ 24 O 236/19, DAR 2020 463

Anscheinsbeweis bei 

 berührungslosem Unfall

Kommt es im unmittelbaren räumli-

chen und zeitlichen Zusammenhang 

mit einem Wende- und Linksabbie-

germanöver in ein Grundstück zu ei-

ner Kollision eines anderen Autos bei 

einem Ausweichmanöver allein mit 

dem Bordstein, so spricht der Beweis 

des ersten Anscheins für einen un-

fallursächlichen Verstoß des Wenden-

den gegen die sich aus § 9 StVO Abs. 

5 StVO ergebenden Sorgfaltspflichten.

LG Wuppertal, Entscheidung vom 14.5.2020, Az. 9 
S 201/19, MDR 2020, 1056


